BKA Gesetz:
http://de.wikipedia.org/wiki/BKA-Gesetz
Die Ursprüngliche Fassung des Gesetzes stammt vom 8. März 1951. Die letzte Reform wurde 1997 vorgenommen. Zehn Jahre später plant Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble eine weitere Änderung des BKA-Gesetzes, durch die dem Bundeskriminalamt weitere Befugnisse eingeräumt werden sollen, die üblicherweise Geheimdiensten zustehen. Neben der umstrittenen Online-Durchsuchung sollen die neuen §§ 20a bis 20x des Gesetzentwurfes[1] unter anderem folgende Befugnisse regeln:

· Raster- und Schleierfahndung
· Einsatz von verdeckten Ermittlern
· Lauschangriff (auch innerhalb der Wohnung dritter Personen)

· Videoüberwachung
· heimliches Betreten von Wohnungen

Einer vorherigen Änderung des Artikel 13 des Grundgesetzes bedarf es nach Ansicht des Bundesjustizministeriums nicht; Art. 13 Abs.4 GG gestatte derartige Maßnahmen. Ob derart weitreichende Grundrechtseingriffe jedoch tatsächlich hierauf gestützt werden können, wurde vom Bundesverfassungsgericht noch nicht überprüft.

Außerdem soll das BKA das Recht erhalten, präventive Ermittlungen ohne konkreten Tatverdacht in eigener Regie durchzuführen. Im Rahmen dieser Vorfeldermittlungen unterliegt das BKA nicht der Leitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft. Erst wenn die Ermittler des BKA meinen, dass die Erkenntnisse ausreichend sind, muss die Bundesanwaltschaft informiert werden.

[…]

Kritik [Bearbeiten]
Journalisten und der Chaos Computer Club kritisieren, dass der Entwurf des BKA-Gesetzes den Trennungsgrundsatz von Geheimdienst und Polizei aufweicht, welcher als Lehre aus der Zeit des Nationalsozialismus und der geheimen Staatspolizei eingeführt wurde.[3]

 HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/BKA-Gesetz" \l "cite_note-3" \o "" [4]
Im Juni 2008 kritisierte auch die Linkspolitikerin Ulla Jelpke das BKA-Gesetz mit den Worten „Was da geschaffen wird, ist eine geheim ermittelnde Staatspolizei“ und spielte damit auf die Geheime Staatspolizei der Nationalsozialisten, die Gestapo, an. Jelpke wurde für ihren Vergleich von der SPD, CDU/CSU und den Grünen scharf kritisiert.

Die FDP distanzierte sich vom Gestapo-Vergleich. Die FDP-Innenexpertin Gisela Piltz warf Schäuble jedoch vor, Verfassungsgrundsätze mit Füßen zu treten und einen Staat zu schaffen, in dem jeder unter Verdacht stehe. Ex-FDP-Innenminister Gerhart Baum kündigte Verfassungsbeschwerde gegen die Novelle des BKA-Gesetzes an.

http://www.tagesschau.de/inland/bkagesetz24.html
Das geplante BKA-Gesetz ist bei seiner ersten Lesung im Bundestag auf breite Kritik gestoßen. Alle Oppositionsparteien werteten die geplanten neuen Kompetenzen für das Bundeskriminalamt als überzogenen und unzulässigen Eingriff in Freiheitsrechte. Die Bundesregierung verteidigte die Novelle dagegen mit dem Verweis auf den internationalen Terrorismus.

Erstmals in seiner Geschichte soll das Bundeskriminalamt präventive Befugnisse erhalten. Dies durften bislang ausschließlich die Polizeibehörden der Länder.

Inhalt der Gesetzesänderung: 

(entnommen http://www.bmi.bund.de/Internet/Content/Common/Anlagen/Gesetze/Entwurf__BKAG,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/Entwurf_BKAG.pdf): 

Entwurf eines Gesetzes zur Abwehr von Gefahren des internationalen

Terrorismus durch das Bundeskriminalamt

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz

beschlossen:

„§ 4a

Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus

(1) Das Bundeskriminalamt kann die Aufgabe der Abwehr von Gefahren des

internationalen Terrorismus in Fällen wahrnehmen, in denen

1. eine länderübergreifende Gefahr vorliegt,

2. die Zuständigkeit einer Landespolizeibehörde nicht erkennbar ist

oder

3. die oberste Landesbehörde um eine Übernahme ersucht.

Es kann im Rahmen dieser Aufgabe auch Straftaten verhüten, die in §

129a Abs. 1 und 2 des Strafgesetzbuchs bezeichnet und dazu bestimmt

sind, die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern, eine Behörde

oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder durch

Drohung mit Gewalt zu nötigen oder die politischen,

verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen

eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen oder

erheblich zu beeinträchtigen, und durch die Art ihrer Begehung oder ihre

Auswirkungen einen Staat oder eine internationale Organisation erheblich

schädigen können.
Die Recherche der Definition des Ausdrucks „internationaler Terrorismus“ in der Deutschen Rechtssprechung ergab, dass weder im BGB, noch im StGB noch in einem anderem gültigen deutschen Gesetzbuch eine solche existiert: 
(Prüfung erfolgte unter: http://www.rechtswoerterbuch.de/rw/gesetze_e.asp?Begriff=Terrorismus&Gesetz=BGB sowie unter

http://www.rechtswoerterbuch.de/rw/gesetze_e.asp?Begriff=internationaler%20Terrorismus&Gesetz=BGB
Bestätigung durch: http://forum.tagesschau.de/showthread.php?t=17919 und 
http://www.bundestag.de/aktuell/hib/2006/2006_340/04.html )
Die Recherche der Definition des Ausdrucks „Gefahr“ in der Deutschen Rechtssprechung, ergab den folgenden Wortlaut für diese im Strafrecht: 

Gefahr   Eine Gefahr für ein Rechtsgut liegt vor, wenn eine Sachlae besteht, aus der heraus der Eintritt oder die Intensivierung eines Schadens wahrscheinlich ist.
Wahrscheinlich ist der Schadenseintritt, wenn innerhalb vernünftiger Lebenserfahrung mit dem Schadenseintritt gerechnet werden muss.
Zusatzdefinition laut BKAG:  Gefahr im Sinne dieses Unterabschnitts ist eine im Einzelfall bestehende

Gefahr für die öffentliche Sicherheit im Zusammenhang mit Straftaten 
gemäß § 4a Abs. 1 Satz 2., der da lautet: Die Befugnisse der Länder und anderer Polizeibehörden des Bundes bleiben unberührt. Die zuständigen obersten Landesbehörden und, soweit

zuständig, anderen Polizeibehörden des Bundes sind unverzüglich zu

benachrichtigen, wenn das Bundeskriminalamt die Aufgabe nach Absatz 1

wahrnimmt. Die Aufgabenwahrnehmung erfolgt in gegenseitigem

Benehmen. Stellt das Bundeskriminalamt bei der Aufgabenwahrnehmung

nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 die Zuständigkeit einer Landespolizeibehörde

fest, so gibt es diese Aufgabe an diese Polizeibehörde ab, wenn nicht ein

Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 oder 3 vorliegt.
Definition laut http://de.wikipedia.org/wiki/Straftat für Straftat: Als Straftat bezeichnet das deutsche Strafrecht eine Verhaltensweise, die durch ein Strafgesetz mit Strafe bedroht ist.
(Prüfung unter: http://www.rechtswoerterbuch.de/rw/definition.asp?id=85&Modus=suche&SuchGebiet=Alle&SuchBegriff=Gefahr&Sortiert=Begriff%20ASC&Aktuell=1&Nummer=0&Gesamt=2 )

§ 20a

Allgemeine Befugnisse
(1) Das Bundeskriminalamt kann zur Erfüllung seiner Aufgabe nach § 4a Abs.

1 Satz 1 die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine Gefahr

abzuwehren, soweit nicht dieses Gesetz die Befugnisse des

Bundeskriminalamtes besonders regelt. Die §§ 15 bis 20 des

Bundespolizeigesetzes gelten entsprechend.

§ 20b

Erhebung personenbezogener Daten

(1) Das Bundeskriminalamt kann, sofern in diesem Unterabschnitt nichts

anderes bestimmt ist, personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur

Erfüllung der ihm nach § 4a Abs. 1 obliegenden Aufgabe erforderlich ist.
§ 20o

Platzverweisung

Das Bundeskriminalamt kann zur Abwehr einer Gefahr eine Person vorübergehend

von einem Ort verweisen oder ihr vorübergehend das Betreten eines Ortes

verbieten.
§ 20p

Gewahrsam

(1) Das Bundeskriminalamt kann eine Person in Gewahrsam nehmen, wenn

dies unerlässlich ist,

1. um eine Platzverweisung nach § 20o durchzusetzen oder

2. um die unmittelbar bevorstehende Begehung oder Fortsetzung von

Straftaten gemäß § 4a Abs. 1 Satz 2 zu verhindern.

(2) § 40 Abs. 1 und 2 sowie die §§ 41 und 42 Abs. 1 Satz 1, Satz 3 und Abs. 2

des Bundespolizeigesetzes gelten entsprechend mit der Maßgabe, dass

an die Stelle der dort genannten Freiheitsentziehungen die Maßnahme nach

Absatz 1 tritt.
Angaben über die Bekanntgabe über die in Gewahrsamnahme einer Person? (unter §20w Nachrichten findet sich keine Erwähnung, welche etwas Bezügliches festlegt)
Angaben über die Länge des Aufenthalts der Person im Gewahrsam des Bundeskriminalamtes?

§ 20s

Sicherstellung

(1) Das Bundeskriminalamt kann eine Sache sicherstellen,

1. um eine gegenwärtige Gefahr abzuwehren oder

2. wenn sie von einer Person mitgeführt wird, die nach diesem

Unterabschnitt festgehalten wird, und die Sache verwendet werden

kann um

a) sich zu töten oder zu verletzen,

b) Leben oder Gesundheit anderer zu schädigen,

c) fremde Sachen zu beschädigen oder

d) sich oder einem anderem die Flucht zu ermöglichen oder zu

erleichtern.
(2) Die §§ 48 bis 50 des Bundespolizeigesetzes gelten entsprechend.
§ 20t

Betreten und Durchsuchen von Wohnungen

(1) Das Bundeskriminalamt kann eine Wohnung ohne Einwilligung des

Inhabers betreten und durchsuchen, wenn
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Person

befindet, die nach § 20f Abs. 2 dieses Gesetzes in Verbindung mit §

25 Abs. 3 des Bundespolizeigesetzes entsprechend vorgeführt oder

nach § 20n in Gewahrsam genommen werden darf,
2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Sache

befindet, die nach § 20s Abs. 1 Nr. 1 sichergestellt werden darf oder

3. dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder

Sicherheit des Staates oder für Leib, Leben oder Freiheit einer

Person oder für Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung in

öffentlichem Interesse geboten ist, erforderlich ist.
Die Wohnung umfasst die Wohn- und Nebenräume, Arbeits-, Betriebs- und

Geschäftsräume sowie anderes befriedetes Besitztum.
(2) Während der Nachtzeit (§ 104 Abs. 3 der Strafprozessordnung) ist das

Betreten und Durchsuchen einer Wohnung nur in den Fällen des Absatzes

1 Nr. 3 zulässig.
§ 38

 Einschränkung von Grundrechten
Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 des Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) werden nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt.

